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Grußwort

   

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

in letzter Zeit ist es verstärkt zu Betrugsfällen ge-

kommen, bei denen sich Kriminelle mittels E-Mails 

oder Anschreiben als echte Anwaltskanzleien aus-

gegeben und zu stark vergünstigten Preisen Wa-

ren angeboten haben, die angeblich aus Insolvenz-

auflösungen stammen sollten. Mit einer erhebli-

chen Fantasie und kriminellen Energie sind Web-

seiten für diese Fake-Kanzleien kreiert worden, in 

der Absicht, potentielle Kunden zu täuschen und zu 

Geldzahlungen zu verleiten. Auch im Bereich un-

serer Kammer sind derartige Fälle zu verzeichnen 

gewesen. Sollten Sie selbst einmal Adressat einer 

solchen Werbekampagne werden, empfehlen wir 

im bundesweiten amtlichen Anwaltsverzeichnis 

zu prüfen, ob es sich bei dem Anbieter tatsächlich 

um einen zugelassenen Rechtsanwalt oder eine 

Rechtsanwältin handelt. 

Ein weiteres uns derzeit alle betreffendes Problem 

sind die immer wieder festzustellenden und nach 

meiner Wahrnehmung verstärkten Anstrengungen 

der Rechtsschutzversicherungen, sich die gesetz-

liche Befugnis zu verschaffen, ihre Versicherungs-

nehmer selbst rechtlich beraten und vertreten zu 

dürfen und dadurch natürlich die freie Rechtsan-

waltsauswahl in erheblicher Weise zu beschrän-

ken. Diesen Bestrebungen ist zwar in der jüngsten   

Bundesjustizministerkonferenz vorläufig ein Rie-

gel vorgeschoben und eine Änderung des Rechts-

beratungsgesetzes abgelehnt worden. Dies hält die 

Rechtsschutzversicherungen aber keineswegs da-

von ab – wie Sie wahrscheinlich selbst schon erfah-

ren haben -, in erheblichem Maße auf die Mandate 

ihrer Versicherungsnehmer Einfluss zu nehmen, 

sei es, indem von einem Rechtsschutzversicherer 

angeboten wird, statt des Versicherungsnehmers 

diesem auferlegte Bußgelder zu bezahlen, um ge-

richtliche Verfahren zu vermeiden oder bei der 

Vollstreckung von Räumungsurteilen den mit der  

Vollstreckung beauftragten Rechtsanwalt dazu zu 

„überreden“ nach dem sog. „Berliner Modell“ (Aus-

tausch der Türschlösser statt Räumung durch eine 

Spedition) vorzugehen. Derartige Eingriffe sind 

inakzeptabel und ebenso wenig hinzunehmen wie 

Beeinträchtigungen der Versicherungsnehmer die 

freie Auswahl unabhängiger Rechtsanwältinnen 

und Rechtsanwälte betreffend. Unsere Kammer 

wird zukünftig derartige Fälle sammeln und an die 

Bundesrechtsanwaltskammer weiterleiten, damit 

dort geprüft werden kann, ob derartigem Treiben 

der Rechtsschutzversicherer zum Schutze des 

rechtsuchenden Publikums Einhalt geboten wer-

den muss. Bitte informieren Sie uns gern über Ih-

nen bekannt gewordene derartige „Angebote“ von 

Rechtsschutzversicherungen.

Ihnen, Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

wünsche ich einen schönen Frühlingsanfang und 

verbleibe

mit freundlichen kollegialen Grüßen 

Ihr Dr. Peter Beer 

Präsident
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Die nächste ordentliche Kammerversammlungen findet 

am Mittwoch, 20.05.2026 um 15:00 Uhr 

im Seminarraum der Rechtsanwaltskammer Braunschweig statt.  

Bitte notieren Sie sich schon heute diesen Termin.

Anträge zur Kammerversammlung

Nach § 6 Abs. 2 der Geschäftsordnung der Rechtsanwaltskammer  

Braunschweig können zur jährlichen ordentlichen Kammerversammlung 

Anträge zur Tagesordnung gestellt werden. Anträge zur Tagesordnung 

müssen in Textform eingereicht werden.

Die Anträge werden vom Kammervorstand auf die Tagesordnung  

genommen, wenn sie bis zum 10.04.2026 in der Geschäftsstelle  

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig eingehen.

Frist für Anträge zur Tagesordnung:  
Freitag, 10.04.2026, 13:00 Uhr

Die förmliche Einladung zur Kammerversammlung mit Bekanntgabe der 

Tagesordnung wird rechtzeitig erfolgen.

Dr. Peter Beer

Präsident

Ankündigung der Kammerversammlung  
am 20.05.2026

⬅
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Für das Jahr 2026 haben die Familiensenate der Oberlandesgerichte 

Braunschweig, Celle und Oldenburg erstmals aufeinander abgestimmte 

und nun gleichlautenden Leitlinien zum Unterhaltsrecht veröffentlicht. 

Die Leitlinien Nds. enthalten die Grundsätze für die Berechnung von 

Unterhalt.

Sie dienen als Orientierung und tragen zur Vereinheitlichung der Recht-

sprechung nunmehr in ganz Niedersachsen bei. Sie sind für die Familien-

gerichte nicht bindend. Maßgeblich bleibt die Prüfung des Einzelfalles.

https://oberlandesgericht-braunschweig.niedersachsen.de/startsei-

te/rechtsprechung/unterhaltsrechtliche_leitlinien/unterhaltsrecht-

liche-leitlinien-der-niedersachsischen-oberlandesgerichte-65487.

html

Unterhaltsrechtliche Leitlinien  
der niedersächsischen Oberlandesgerichte

⬅

 

03.02.1026   |  Petra Boeke,  Geschäftsführerin der Rechtsanwaltskammer
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Berlin, 30.12.2025  |  Dr. Nadja Wietoska

Gesetz zur Entwicklung und Erprobung eines Online-Verfahrens  
in der Zivilgerichtsbarkeit (OVErpG)

Das Gesetz zur Entwicklung und Erprobung eines 
Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit wurde 

am 22.12.2025 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. 

Die Regelungen des Gesetzes sind – vorbehaltlich des 

Art. 26 Abs. 2 und 3 – bereits zum dritten Tag nach der 

Verkündung in Kraft getreten. In der abschließenden 

Phase des Gesetzgebungsverfahrens haben sich u. a. 

auch einige von der BRAK geforderten Änderungen 

niedergeschlagen.

1.  Anwendungsbereich –  
Möglichkeit der Beschränkung auf Streitigkeiten 
nach der EU-Fluggastrechte-Verordnung

Damit wird die Zivilprozessordnung um das 12. Buch – 

Erprobung und Evaluierung – ergänzt und das Online- 

Verfahren als alternative Verfahrensart für Zivilverfah-

ren vor den Amtsgerichten, in denen die Zahlung einer 

Geldsumme von 10.000 EUR i.S.d. § 23 Nr. 1 GVG nicht 

überstiegen wird, erprobt. Die Landesregierungen be-

stimmen die teilnehmenden Amtsgerichte ebenso wie 

den Startzeitpunkt der Erprobung per Verordnungser-

mächtigung, § 1123 (Art.1).

Entsprechend des Änderungsantrags der Koalitions-

fraktionen können die Landesregierungen die Erpro-

bung des Online-Verfahrens an Amtsgerichten nun 

auch per Verordnungsermächtigung auf Streitigkeiten 

nach der EU-Fluggastrechte-Verordnung (VO [EG] 

Nr. 261/2004) beschränken, § 1123 Abs. 1 Nr. 3 ZPO 

(Art. 1).

2.  Ergänzte Hinweispflicht bei Auskünften  
aus allgemein zugänglicher Quelle

Neu in § 1127 ZPO Abs. 5 (Art. 1) aufgenommen wurde 

die Pflicht die Parteien auf die verwendeten Quellen, 

aus denen das Gericht allgemein zugängliche Auskünfte 

eingeholt hat, hinzuweisen sowie das Ergebnis der Aus-

kunft in einer nachvollziehbaren Weise offenzulegen. 

Dies stellte einen der im Rechtsausschuss formulierten 

Verbesserungsvorschlage der BRAK dar, den BRAK- 

Vizepräsidentin RAin Fuhrmann als Sachverständige 

darlegte.

3.  Regelungen zur „Digitalen“ Strukturierung  
und mündlicher Verhandlung unverändert
 

Unverändert beibehalten wurden die bereits im RefE 

und RegE vorgesehenen Regelungen zur digitalen 

Strukturierung des Parteivortrages. Das Gericht kann 

demnach Maßnahmen zur Prozessleitung ergreifen, um 

den Parteivortrag zu strukturieren und insbesondere 

auch anordnen, dass die Parteien ihren jeweiligen Vor-

trag demjenigen der anderen Partei in digitaler Form 

gegenüberstellen bzw. im Rahmen eines digitalen Ver-

fahrensdokuments ergänzen, § 1126 ZPO (Art. 1).

 

Gleichfalls unverändert blieben die Regelungen zur 

mündlichen Verhandlung, die im Rahmen der Erprobung 

als „Ausnahme“ und nicht länger als Regelfall ausgestal-

tet ist. Die BRAK warnte – auch vor dem Hintergrund 

des Verweises auf die small claims-Verordnung (EG) 

Nr. 861/2007 – zudem vor der Beschneidung der Be-

klagtenrechte. Der Beklagte kann sich dem klägerseits 

gewählten Verfahrensformat nicht einseitig entziehen 

und hat keine Möglichkeit, auf einem analogen Verfah-

ren zu bestehen. Diesen Punkt wird die BRAK kritisch 

begleiten.

 
4.  Geringere Verfahrensgebühr
 

Obwohl der Bundesrat Einwände gegen eine Gebühren-

senkung hatte, wurde die Verfahrensgebühr nach § 34 

GKG unter neu eingeführter Nr. 1216 von einer 3,0 auf 

eine 2,0-Gebühr für Online-Verfahren abgesenkt. Im 

Falle von Erledigungserklärungen nach § 91a ZPO er-

mäßigt sich die Gebühr im erprobten Online-Verfah-  ⏵
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ren auf 1,0 (vgl. Art. 24). § 69b GKG wird bis zum Ende 

der Erprobung um entsprechende Verordnungsermäch-

tigung ergänzt.

5.  Verkürzte Evaluierungsabstände

Eine erste Evaluation des Erprobungsgesetzes ist nun 

bereits nach zwei, anstelle von vier Jahren – gefolgt von 

vier und acht Jahren – vorgesehen, § 1136 ZPO (Art. 1). 

Kürzere Evaluierungsabstände, die der Schnelllebigkeit 

der Digitalisierung Rechnung tragen, hat auch die BRAK 

in ihren Stellungnahmen sowie durch Vizepräsidentin 

RAin Fuhrmann als Sachverständige in der Anhörung 

gefordert.

Für weiterführende Informationen sei auf das verkün-

dete Gesetz verwiesen.  

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 |  2026
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Ausbildungsvergütung ReFa/ReNo 
 

Empfehlungen und Mindestsätze der Rechtsanwaltskammern (Stand: 01.01.2026) 
 

RAK Anmerkung 

1. Ausbildungsjahr 

Vergütung 

in EUR 

2. Ausbildungsjahr 3. Ausbildungsjahr 

Bamberg Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Berlin Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.050,00 1.100,00 1.150,00 

Brandenburg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 780,00 920,00 1.050,00 

Braunschweig  880,00 1.050,00 1.200,00 

Bremen  1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Celle keine Empfehlungen    

Düsseldorf Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Frankfurt Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Ausnahmefällen möglich* 

1.050,00 1.125,00 1.200,00 

Freiburg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.100,00 1.200,00 1.300,00 

Hamburg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.050,00 1.150,00 1.250,00 

Hamm  840,00-1.050,00 920,00-1.150,00 1.000,00-1.250,00 

Karlsruhe bei Abschlägen von mehr als 20 % keine Eintragung 
des Ausbildungsvertrages in das 
Ausbildungsregister* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Kassel  700,00-900,00 820,00-1.000,00 940,00-1.200,00 

Koblenz Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.200,00 1.300,00 1.400,00 

Köln Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Mecklenburg-Vorpommern  900,00 1.000,00 1.100,00 

München Unterschreitungen bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.030,00 1.150,00 1.270,00 

Nürnberg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.150,00 1.250,00 1.350,00 

Oldenburg keine Empfehlungen    

Saarland Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Sachsen Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.150,00 1.250,00 1.350,00 

Sachsen-Anhalt  1.000,00 1.100,00 1.175,00 

Schleswig-Holstein  1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Stuttgart Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.000,00 1.150,00 1.250,00 

Thüringen Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 900,00 1.000,00 1.100,00 

Tübingen Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 950,00 1.050,00 1.150,00 

Zweibrücken  900,00 1.000,00 1.100,00 

Bundesgebiet  700,00-1.200,00 820,00-1.300,00 940,00-1.400,00 

Durchschnitt 2026  985,20 1.089,40 1.189,40 

Durchschnitt 2025  971,20 1.074,60 1.173,80 

*Nach der Rechtsprechung des BAG (Urt. v. 29.04.2015, Az. 9 AZR 108/14) ist eine 20%ige Unterschreitung in begründeten Fällen möglich. 

Ausbildungsvergütung ReFa / ReNo

Empfehlungen und Minstesätze der Rechtsanwaltskammern (Stand: 01.01.2026)

* �Nach der Rechtsprechung des BAG (Urt. v. 29.04.2015, Az. AZR 108/14) ist eine 20%ige Unterschreitung  
in begründeten Fällen möglich.

s. Hinweis unten

Hinweis der Redaktion: 
Die Vergütungsempfehlungen für die RAK Braunschweig sind fehlerhaft angegeben.  
Die korrekten Beträge lauten: im 1. Ausbildungsjahr 920,00 €,  
im 2. Ausbildungsjahr 1.086,00 € und im 3. Ausbildungsjahr 1.242,00 €.
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Das Institut für Freie Berufe (IFB) hat den Ergebnisbe-

richt von STAR 2025 vorgelegt.

Das IFB in Nürnberg führt im Auftrag der BRAK seit 

1993 regelmäßig die STAR-Erhebung (Statistisches 

Berichtssystem für Rechtsanwälte) durch. Seit STAR 

2022/23 wurde anstelle des zweijährigen ein jährlicher 

Erhebungsrhythmus mit wechselnden Themen einge-

führt. In einem Jahr erfolgt eine Erhebung von Wirt-

schaftsdaten (= Basisfragebogen) und im anderen Jahr 

die Befragung zu aktuell relevanten Themen (= Sonder-

fragebogen).

Die STAR-Erhebung 2025 wurde im Zeitraum vom 19. 

Mai bis Mitte September 2025 als reine Online-Befra-

gung durchgeführt. Abgefragt wurden dabei die Daten 

zur wirtschaftlichen Situation der Anwaltschaft für das 

Jahr 2024. Die Befragung wurde von allen Kammern 

unterstützt – vielen Dank hierfür! Es konnten 3.596 

Fragebögen aus 27 Rechtsanwaltskammern bei der 

Auswertung berücksichtigt werden.

Folgende Daten wurden bei STAR 2025 
 u. a. erhoben:

•  �Personenbezogene Daten  

zur wirtschaftlichen Situation  

–  der selbstständigen Rechtsanwältinnen   

    und Rechtsanwälte insgesamt  

–  der selbstständigen Vollzeit-Rechtsanwältinnen  

    und Vollzeit-Rechtsanwälte

•  �Kanzleibezogene Daten  

zur wirtschaftlichen Situation  

selbstständiger Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

•  �Struktur der bearbeiteten Mandate

•  �Zusammensetzung von Vergütungsvereinbarungen

•  �Einkommen der  

–  angestellten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte  

–  der in freier Mitarbeiterschaft tätigen  

    Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte  

–  der Syndikusanwältinnen und Syndikusanwälte

•  �Meinungs- und Stimmungsbild zur beruflichen  

und wirtschaftlichen Lage in den Jahren 2023,  

2024 und 2025, zur beruflichen und wirtschaft-

lichen Lage im Vergleich zu Kollegen sowie zur 

Zufriedenheit im Beruf.

Die Daten wurden hinsichtlich verschiedener Merk-

male wie Bundesgebiet, Geschlecht, Alter und Spezi-

alisierung der Teilnehmenden sowie Kanzleiform und 

-standort ausgewertet. Unterschiede in der Höhe der 

Einkünfte sind auf die zu Grunde gelegten Vergleichs-

merkmale zurückzuführen.

Im Einzelnen enthält der Bericht folgende Inhalte:

A.  Erläuterungen und Definition: S. 1 ff.

B.  Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse: S. 15 ff.

C.  �Ergebnispräsentation: S. 57 ff. 

1.   Erhebung für das Wirtschaftsjahr 2024: S 59 ff. 

 

2.   Daten zur Sozialstruktur und Berufsausübung    

      der teilnehmenden Rechtsanwälte 2024: S. 70 ff. 

 

3.   Personenbezogene Daten zur wirtschaftlichen  

      Situation der selbstständigen Rechtsanwälte  

      insgesamt: S. 102 ff. 

 

4.   Personenbezogene Daten zur wirtschaftlichen      

      Situation der selbstständigen Vollzeit-Rechts- 

      anwälte: S. 172 ff. 

 

5.   Kanzleibezogene Daten zur wirtschaftlichen    

       Situation selbstständiger Rechtsanwälte:     

       S. 242 ff.  ⏵ 

Berlin, 09.02.2026  |  Rechtsanwältin Friederike Wohlfeld

STAR-Bericht 2025
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6.    Mandate: S. 372 ff. 

 

7.    Vergütungsvereinbarungen: S. 488 ff. 

 

8.   Situation der angestellten und in freier  

      Mitarbeiterschaft tätigen Rechtsanwälte  

       sowie der Syndici: S. 652 ff. 

 

9.   Meinungs- und Stimmungsbild: S. 737

Wegen der weiteren konkreten Ergebnisse der STAR- 

Erhebung darf ich Sie auf die Anlage verweisen. Der Be-

richt liegt ausschließlich in digitaler Form vor. 

Die Ergebnisse sind auch auf der Internetseite der BRAK

veröffentlicht:

 

https://www.brak.de/presse/zahlen-und-statistiken/star/   

https://www.brak.de/presse/zahlen-und-statistiken/star/
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Berlin, 03.03.2026  |  Rechtsanwältin Kristina Trierweiler

14. Hans Soldan Moot Court 2026 
Mündliche Verhandlungen in Hannover vom 08. – 10.10.2026

Anwaltliche Unterstützer gesucht!

Der Hans Soldan Moot zur anwaltlichen Berufspraxis 

geht in diesem Jahr in die vierzehnte Runde. Der Wett-

bewerb wurde von der Soldan Stiftung zusammen mit 

dem Deutschen Juristen-Fakultätentag, der Bundes-

rechtsanwaltskammer und dem Deutschen Anwaltver-

ein ins Leben gerufen. Mit der wissenschaftlichen und 

organisatorischen Durchführung des Wettbewerb wur-

de das Institut für Prozess- und Anwaltsrecht in Hanno-

ver beauftragt. Anhand eines fiktiven Falls wird stets ein 

deutsches zivilrechtliches Gerichtsverfahren simuliert, 

um den Studierenden frühzeitig einen Einblick in die 

abwechslungsreiche Tätigkeit eines Rechtsanwaltes zu 

ermöglichen.

Im letztjährigen Durchgang nahmen 31 Teams aus 19 

verschiedenen Universitäten teil. Für die erfolgreiche 

Durchführung des Wettbewerbs auch in diesem Jahr 

sind wir erneut auf Praktiker angewiesen, die die Leis-

tungen der Studenten in den Schriftsätzen und Ver-

handlungen bewerten und die mündlichen Verhandlun-

gen leiten. Daher möchten wir Sie herzlich bitten, den 

Soldan Moot erneut zu unterstützen.

Die mündlichen Verhandlungen des Soldan Moots in 

Hannover „spielen“ vor einer fiktiven Zivilkammer des 

Landgerichts Hannover. Jeweils zwei Teams von Studie-

renden verschiedener juristischer Fakultäten aus ganz 

Deutschland treten in mehreren Verhandlungen als Klä-

ger oder Beklagte auf. Zwei Juroren bewerten dabei die 

Plädoyers der Studierenden.

 

Vor allem wird Unterstützung bei der Korrektur der 

Schriftsätze benötigt. Diese müssen hinsichtlich der 

Schlüssigkeit, der Überzeugungskraft und des Stils nach 

der aus dem Deutschen Richtergesetz bekannten Punk-

teskala von 0 bis 18 Punkten bewertet werden. Jeder 

Korrektor erhält jeweils zwei aufeinander bezugneh-

mende Kläger- und Beklagtenschriftsätze.

Die Klageschriftsätze gehen am 06.08.2026, die Klage-

erwiderungen am 03.09.2026 am Lehrstuhl von Prof. 

Dr. Christian Wolf ein. Wir wären äußerst dankbar, 

wenn Sie die Korrektur bis zum 01.10.2026 überneh-

men könnten.

Gleichfalls werden für die mündlichen Verhandlungen 

in Hannover vom 08. – 10.10.2026 Praktiker gesucht, 

die als Richter und / oder Juror an den Verhandlungen 

mitwirken. Jede der mündlichen Verhandlungen muss 

von zwei Juroren bewertet und von einem Rechts-

anwalt oder Richter geleitet werden. Dem jeweiligen 

Vorsitzenden obliegt dabei die Aufgabe, auf eine faire 

Zeiteinteilung zwischen den Plädierenden zu achten. 

Die Juroren selbst greifen nicht in die Verhandlung ein, 

sondern bewerten die Leistung der Studierenden hin-

sichtlich rechtlicher Überzeugungskraft, Stil, Sprache 

und Schlüssigkeit.

 

Wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn Sie es einrichten 

könnten, als Richter und/oder Juror an einer oder gerne 

auch mehreren Verhandlungen mitzuwirken. Der Wett-

bewerb lebt von dem ehrenamtlichen Engagement der 

Kolleginnen und Kollegen. Zugleich bietet er eine gute 

Möglichkeit, mit dem dringend benötigten juristischen 

Nachwuchs in Kontakt zu treten.  ⏵
 

Weitere Informationen finden Sie im Beitrag  

„Seien Sie mootig!  

Der Hans Soldan Moot Court 2025 

Wenn Studierende zu Anwält:innen werden“ 

im BRAK Magazins 1/2026 auf Seite 16f:

 

https://www.brak-mitteilungen.de/flipbook/ 

magazin/2026/01/16/index.html

https://www.brak-mitteilungen.de/flipbook/magazin/2026/01/16/index.html
https://www.brak-mitteilungen.de/flipbook/magazin/2026/01/16/index.html
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Zudem sind alle weiteren Informationen auf der Home-

page https://soldanmoot.de/ zu finden.

Sollten Fragen bestehen, können Sie die mit der Organi-

sation des Wettbewerbs betrauten Lehrstuhlmitarbei-

ter per E-Mail unter info@soldanmoot.de erreichen.

Dort besteht auch die Möglichkeit, sich schnell und ein-

fach online anzumelden: 

https://soldanmoot.de/anmeldung/   

https://soldanmoot.de/
mailto:%20info%40soldanmoot.de?subject=
https://soldanmoot.de/anmeldung/
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Schlichtungsstelle 
der Rechtsanwaltschaft

Erstmals stellen wir den Tätigkeitsbericht nicht mehr 

in gedruckter Form, sondern ausschließlich digital zur 

Verfügung. Mit diesem Schritt möchten wir Ressourcen 

schonen, den Versand vereinfachen und Ihnen zugleich 

einen jederzeit zugänglichen Überblick über unsere Ar-

beit bieten.

Im Berichtsjahr war mit 49% mehr Anträgen auf Schlich-

tung ein enormer Zuwachs zu verzeichnen. Die Schlich-

tungsstelle konnte 11% mehr Einigungsvorschläge 

unterbreiten, und ca. 62% der Streitigkeiten konnten 

erfolgreich befriedet werden. Die Teilnahmebereit-

schaft der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte an 

dem rein freiwilligen Schlichtungsverfahren ist mit ca. 

92% erneut gestiegen. All dies dokumentiert die hohe 

Akzeptanz der Schlichtungsstelle.

Berlin, 05.02.2026  |  Prof. Dr. Bertram Schmitt

Tätigkeitsbericht 2025

Den vollständigen Tätigkeitsbericht finden Sie hier:

https://www.schlichtungsstelle-der-rechtsanwaltschaft.de/wp-content/

uploads/2026/01/Taetigkeitsbericht-der-SdR-2025.pdf   

https://www.schlichtungsstelle-der-rechtsanwaltschaft.de/wp-content/uploads/2026/01/Taetigkeitsbericht-der-SdR-2025.pdf
https://www.schlichtungsstelle-der-rechtsanwaltschaft.de/wp-content/uploads/2026/01/Taetigkeitsbericht-der-SdR-2025.pdf
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Mitteilung des Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen   

 

 

Informationen zum Geschäftsjahr 2018 und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2019 

 

Im Folgenden möchten wir kurz über das abgelaufene Geschäftsjahr 2018 berichten. Wir kön-

nen bis dato nur über den intern berechneten und nicht testierten Stand berichten und müssen 

daher allgemein formulieren. 

 

Das Anlagejahr 2018 war kein einfaches. Handelskonflikte, Brexit oder auch Italienkrise sind 

Schlagworte, die eine komplizierte Melange aus Politik- und Wirtschaftsproblematiken ergab. 

Während die Konjunktur in den USA durch die von Trump gemachte Steuerreform sich (noch) 

im Sonderkonjunkturmodus befand, waren in der zweiten Jahreshälfte in Europa und insbeson-

dere in Deutschland erste Abschwächungstendenzen erkennbar. Hier sei die Dieselaffäre und 

gleichzeitige Relevanz der Automobilindustrie für die BRD und ihre Exportwirtschaft genannt. 

 

Während sich der US-Aktienmarkt noch im positiven Terrain hielt, lagen DAX und Co. schon 

in der Verlustzone und zum Jahresende hin beschleunigte sich diese Talfahrt nochmals deutlich. 

Der DAX verlor auf Jahressicht 18,3%, der Eurostoxx 50 14,3% und der S&P 500 aus Amerika 

ging um 5,6% zurück. Diese Entwicklung hat das Versorgungswerk tangiert und ein noch bes-

seres Ergebnis verhindert. 

 

Die Immobilieninvestments stellten sich dagegen in 2018 erneut als stabiler Baustein der Ver-

mögensanlage dar und lieferten die beste Verzinsung in unserem Portfolio. Auch die 

Alternativen Vermögensanlagen entwickelten sich positiv und steuerten weiter steigende Bei-

träge zum Gesamtergebnis bei.   

 

Unsere festverzinslichen Bestände liefern noch auskömmliche Renditen. Verantwortlich hierfür 

sind unsere Altbestände, die noch mit hohen Kupons belegen sind, verglichen mit denen, die 

heute erzielbar sind. Dies wird sich allerdings zunehmend ändern und wesentliche Teile unserer 

Altbestände werden in den nächsten Jahren fällig. 

 

Bei der Neuanlage haben wir fast komplett in Sachwerte (netto etwa 100 Mio. €) investiert und 

nur in geringem Maße Nominalwerte aufgestockt. Dadurch schmolzen die Nominalwerte weiter 

ab und Sachwerte stiegen weiter an. Unsere Rentenquote beträgt nunmehr etwa 60%. 

 

Unser Gesamtergebnis ist zwar durch das schwache Aktienjahr gedrückt worden, bewegt sich 

aber oberhalb unseres Rechnungszinses von 3,3%. 

 

 

Mitteilung des Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen

Informationen zum Geschäftsjahr 2025  
und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2026

Nachfolgend möchten wir über das abgelaufene Ge-

schäftsjahr 2025 berichten. Der Bericht beruht auf den 

vorläufig intern berechneten Zahlen, weil ein testierter 

Jahresabschluss noch nicht vorliegt. 

Vielleicht haben Sie in der Presse in den letzten Mona-

ten über Schwierigkeiten im Bereich der Vermögensan-

lage bei berufsständischen Versorgungswerken gele-

sen? Für unser Versorgungswerk können wir mitteilen, 

dass es zu keinen außergewöhnlichen oder größeren 

Abschreibungen beziehungsweise Wertkorrekturen in 

unserem Anlageportfolio gekommen ist.

Das Rechtsanwaltsversorgungswerk Niedersachsen 

wird sich zu Beginn des kommenden Jahres mit der 

Hanseatischen Rechtsanwaltsversorgung Bremen zu-

sammenschließen und hierfür müssen die jeweiligen 

Vermögensbestände bewertet werden. Für das RVN 

werden einige nicht an der Börse notierte Vermögens-

gegenstände einer aktuellen Bewertung unterzogen. 

Obwohl dieses Verfahren noch nicht abgeschlossen ist, 

wird diese Bewertung dazu führen, dass wir weitere 

Vermögensbestände in Form von gestiegenen stillen 

Reserven ausweisen werden.

Im Jahr 2025 konnten wir ein erfolgreiches Anlage-

jahr verzeichnen. Die Nettoverzinsung unseres Ver-

sorgungswerkes wird sich oberhalb von 4 % bewegen. 

Ursächlich hierfür war eine sehr gute Performance ver-

schiedener Vermögensbestandteile und geringe Wert-

korrekturen auf der anderen Seite.

So haben sich unsere Aktienbestände sehr erfreulich 

entwickelt und eine zweistellige prozentuale Wertent-

wicklung gezeigt. Damit hat sich der Trend aus dem Vor-

jahr fortgesetzt.

Im Bereich Private Equity haben wir ebenfalls ein sehr 

schönes Ergebnis erzielen können, was fast an den 

zweistelligen Prozent Bereich des Aktienportfolios her-

anreicht. Vor dem Hintergrund weiter schwieriger Exit 

Märkte in diesem Bereich, sind wir mit dieser Wertent-

wicklung sehr zufrieden. ⏵

Immobilien 24,9 %

Tagesgeld 3,1 %

Aktien 15,8 %

Private Equity 14,7  %

Renten 41,5 %

Vermögensstruktur zum 31.12.2025



MitteilungenMitteilungen

15⬅Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 |  2026

    R    V       RECHTSANWALTSVERSORGUNGSWERK 

       N                                                       NIEDERSACHSEN 

 

-KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS- 

 

 

 

 

 

 

Mitteilung des Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen   

 

 

Informationen zum Geschäftsjahr 2018 und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2019 

 

Im Folgenden möchten wir kurz über das abgelaufene Geschäftsjahr 2018 berichten. Wir kön-

nen bis dato nur über den intern berechneten und nicht testierten Stand berichten und müssen 

daher allgemein formulieren. 

 

Das Anlagejahr 2018 war kein einfaches. Handelskonflikte, Brexit oder auch Italienkrise sind 

Schlagworte, die eine komplizierte Melange aus Politik- und Wirtschaftsproblematiken ergab. 

Während die Konjunktur in den USA durch die von Trump gemachte Steuerreform sich (noch) 

im Sonderkonjunkturmodus befand, waren in der zweiten Jahreshälfte in Europa und insbeson-

dere in Deutschland erste Abschwächungstendenzen erkennbar. Hier sei die Dieselaffäre und 

gleichzeitige Relevanz der Automobilindustrie für die BRD und ihre Exportwirtschaft genannt. 

 

Während sich der US-Aktienmarkt noch im positiven Terrain hielt, lagen DAX und Co. schon 

in der Verlustzone und zum Jahresende hin beschleunigte sich diese Talfahrt nochmals deutlich. 

Der DAX verlor auf Jahressicht 18,3%, der Eurostoxx 50 14,3% und der S&P 500 aus Amerika 

ging um 5,6% zurück. Diese Entwicklung hat das Versorgungswerk tangiert und ein noch bes-

seres Ergebnis verhindert. 

 

Die Immobilieninvestments stellten sich dagegen in 2018 erneut als stabiler Baustein der Ver-

mögensanlage dar und lieferten die beste Verzinsung in unserem Portfolio. Auch die 

Alternativen Vermögensanlagen entwickelten sich positiv und steuerten weiter steigende Bei-

träge zum Gesamtergebnis bei.   

 

Unsere festverzinslichen Bestände liefern noch auskömmliche Renditen. Verantwortlich hierfür 

sind unsere Altbestände, die noch mit hohen Kupons belegen sind, verglichen mit denen, die 

heute erzielbar sind. Dies wird sich allerdings zunehmend ändern und wesentliche Teile unserer 

Altbestände werden in den nächsten Jahren fällig. 

 

Bei der Neuanlage haben wir fast komplett in Sachwerte (netto etwa 100 Mio. €) investiert und 

nur in geringem Maße Nominalwerte aufgestockt. Dadurch schmolzen die Nominalwerte weiter 

ab und Sachwerte stiegen weiter an. Unsere Rentenquote beträgt nunmehr etwa 60%. 

 

Unser Gesamtergebnis ist zwar durch das schwache Aktienjahr gedrückt worden, bewegt sich 

aber oberhalb unseres Rechnungszinses von 3,3%. 

 

 

In unserem Immobilienbereich haben wir eine (kleine) 

positive Wertentwicklung im vergangenen Jahr ver-

zeichnen können, die jedoch aufgrund von weiter an-

dauernden Wertkorrekturen in diesem Bereich relativ 

gering ausfiel. Das Ergebnis ist im Vergleich mit anderen 

Vorsorgeeinrichtungen als sehr solide zu bezeichnen. 

Hier hilft unsere konservative Art und Weise der Anla-

gepolitik bei der aktuell weiter angespannten Lage im 

Immobilienbereich.

Unsere festverzinslichen Wertpapiere erzielten im ab-

gelaufenen Geschäftsjahr ein positives Ergebnis.  Unter 

hohen Volatilitäten zogen die Kapitalmarktrenditen im 

Jahresverlauf zwar an, jedoch wurden die stillen Re-

serven im Portfoliobaustein „Renten“ gehalten. Unsere 

Anleihekäufe konnten wir zu günstigen Zeitpunkten 

umsetzen und haben die Durchschnittsrendite unseres 

Anleihebestandes steigern können.

Festzuhalten ist somit unser gutes Gesamtergebnis mit 

einem erwirtschafteten Nettozins oberhalb von 4 % und 

zudem der weitere Aufbau von stillen Reserven als Er-

gebnis unseres robust aufgestellten Portfolios für das 

Jahr 2025.

Für das aktuelle Jahr 2026 stehen die Vorzeichen gut, 

dass die wesentlichen Volkswirtschaften ein ansteigen-

des, robustes Wachstum generieren können und die In-

flationsraten auf der anderen Seite sich auf den Niveaus, 

der von den Notenbanken gewünschten Level bewegen.

Die geopolitische Lage mit den tektonischen Verschie-

bungen der alten Weltordnung werden uns sicher wei-

ter beschäftigen und können zu unerwarteter Volatilität 

an den Anlagemärkten führen. Dies werden wir genau 

beobachten, sind jedoch zuversichtlich, dass unser 

Portfolio hierfür robust aufgestellt ist. Gegebenenfalls 

werden wir die notwendigen Anpassungen in unserem 

Portfolio umsetzen.

Aktueller Stand zum Zusammenschluss  
von RVN und HRAV 

Der Zusammenschluss von RVN und der Hanseatischen 

Rechtsanwaltsversorgung Bremen (HRAV) soll in die-

sem Jahr abgeschlossen und zum 1.1.2027 umgesetzt 

werden. Die jeweiligen Gremien der Versorgungswer-

ke haben auf der RVN-Vertreterversammlung sowie 

auf der HRAV-Mitgliederversammlung im Jahr 2025 

beschlossen, dass ein Zusammenschluss zum 1.1.2027 

erfolgen soll. 

Das laufende Jahr wird zum einen dazu dienen, die 

Umprogrammierung der EDV vorzunehmen und zum 

anderen die Befassung mit dem Staatsvertrag und Be-

gleitgesetz abzuschließen, sodass dann das notwendige 

Gesetzgebungsverfahren in beiden Ländern durchlau-

fen werden kann. 

Das Versorgungswerk wird nach dem Zusammen-

schluss den Namen „Rechtsanwaltsversorgungswerk 

Niedersachsen/Bremen“ tragen. Mit dem Zusammen-

schluss werden eine Verwaltungsvereinfachung, eine 

perspektivische Senkung des Verwaltungskostensatzes 

sowie Synergieeffekte in der Kapitalanlage angestrebt. 

Nach dem Zusammenschluss wird die Satzung des RVN 

gelten, sodass sich diesbezüglich keine Änderungen für 

die Mitglieder des RVN ergeben werden.   
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Personalien

Neuzulassungen

Danielle Dennin Braunschweig 

Fabienne Kemkes Göttingen

Nils Alessandro Köster Braunschweig

Sophia Rafiq Göttingen 

Celina Weddige Braunschweig

Vom 01.12.2025 bis 28.02.2026

Sonstige Zulassungen (§ 206 BRAO; § 2, 3 EuRaG)

Nalan Kibar Braunschweig

Roman Pryima	 Braunschweig

Anderweitige Zulassungen

Saskia Friedrich Braunschweig

Julia Krüger Braunschweig

Vanessa Kübra Dargenio-Bennewitz Göttingen

Sonja Wolff	 Cremlingen

Syndikusrechtsanwaltszulassungen / 
Erstreckungen der Syndikuszulassung 

Tobias Lange Wolfsburg

Berufsausübungsgesellschaften

Kappuhne Schreier Herbote

Partnergesellschaft mbB
Northeim

⬅Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 |  2026
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Personalien

Vom 01.12.2025 bis 28.02.2026

Löschungen  
Widerruf / Wechsel des Kammerbezirks

Hans-Vito Baeumer Einbeck

Susanne Baum Braunschweig

Hajo Bartram Dransfeld

Dr. Dirk Beddies Braunschweig

Henrike Astrid Stephanie Büschen Göttingen

Dieter Dörrheide Sickte

Henrique dos Santos Pais Göttingen

Dr. Hans-Peter Fischer Braunschweig

Larissa Lillian Friedrich Berlin

Thomas Junghans-Niechoy Göttingen

Dr. Ulf Kapahnke Wolfenbüttel

Julia Klapa Göttingen

Götz-Rüdiger Kliesch Braunschweig

Beatrix Köhler Braunschweig

Petra Linnekuhl Northeim

Manfred Liß Wolfsburg

Karsten Lucas Markiewicz Wolfsburg

Hildegard Müller-Stolz Wolfsburg

Ecevit Muslu Goslar

Karin Nerlich Salzgitter

Julia Paker Wolfsburg

Inga Marie von Rönn Wolfsburg

Torben Schlüter	 Braunschweig

⬅Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 |  2026
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50 Jahre

Herr Rechtsanwalt Michael Hoppe aus Braunschweig ist seit Februar 1976 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Hans-Henning Klimpel aus Katlenburg-Lindau ist seit März 1976 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Hans-J. Munte aus Wolfsburg ist seit März 1976 zugelassen

Jubiläen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen

sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden

Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit zurückblicken können.

⬅Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 |  2026

40 Jahre

30 Jahre

Herr Rechtsanwalt Hans-Henning Körner aus Goslar ist seit Februar 1986 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Eberhard Lange aus Braunschweig ist seit Februar 1986 zugelassen

Frau Rechtsanwältin Magdalene Müller aus Braunschweig ist seit Januar 1986 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Henning Staats aus Braunschweig ist seit März 1986 zugelassen

Frau Rechtsanwältin Karin Wiegratz aus Braunschweig ist seit Januar 1986 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Ralph Bergmann aus Göttingen ist seit Februar 1996 zugelassen 

Frau Rechtsanwältin Swea Genath-Twele aus Helmstedt ist seit März 1996 zugelassen 

Frau Rechtsanwältin Koslowski aus Göttingen ist seit Januar 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Norbert Lutze aus Schöningen ist seit Januar 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Rolf Oliver Matussek aus Braunschweig ist seit März 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Jörn Meineke aus Göttingen ist seit Februar 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Peter Osterland aus Braunschweig ist seit Februar 1996 zugelassen 

Frau Rechtsanwältin Gabriele Richter aus Gleichen ist seit Januar 1996 zugelassen 

Frau Rechtsanwältin Gabriele Rieke aus Braunschweig ist seit März 1996 zugelassen

Frau Rechtsanwältin Stefanie Rohrmann aus Göttingen ist seit Februar 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Markus Roscher aus Braunschweig ist seit Februar 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Dirk Svetlik aus Wolfsburg ist seit Januar 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Dietmar Weitzel aus Salzgitter ist seit März 1996 zugelassen  

Frau Rechtsanwältin Wulf-Reese aus Hann. Münden ist seit März 1996 zugelassen
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35jähriges Jubiläum 

Frau Kathrin Pätsch

Eintritt 01.04.1991

10jähriges Jubiläum 

Herr Stefan Köhler

Eintritt 15.01.2016

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Appelhagen gratuliert ganz herzlich 

zum Firmenjubiläum und dankt für die 

lange, treue und außerordentlich angenehme 

Zusammenarbeit und freut sich auf viele 

weitere gemeinsame Jahre.  

 

 

15jähriges Jubiläum 

Frau Patricia Patz – Eintritt: 18.08.2015 

Frau Mascha Schulze – Eintritt: 01.09.2015 

Frau Tanja Strakbein – Eintritt: 01.08.2015 

 

25jähriges Jubiläum 

Frau Sabrina Gebauer – Eintritt: 12.07.2000 

 

 

Appelhagen gratuliert ganz herzlich zum Firmenjubiläum und dankt für die lange, treue und 
außerordentlich angenehme Zusammenarbeit und freut sich auf viele weitere gemeinsame 
Jahre! 

 

 



Veranstaltungen

20

Seminare  |  Fortbildungen 

Sie können sich selbst direkt über unsere Homepage 

für unsere Seminare anmelden. Gehen Sie hierfür 

einfach auf unserer Internetseite in die Rubrik Fort-

bildung / Anwälte. Dort sehen Sie eine Übersicht der 

geplanten Seminare. Entweder klicken Sie direkt in 

der Tabelle auf „Jetzt buchen“ oder Sie scrollen et-

was   weiter nach unten und finden neben weite-

ren Details zu den jeweiligen Veranstaltungen den 

Button „Hier gelangen Sie zur Buchung“. Dort geben 

Sie nun Ihre Daten ein und erhalten Ihre Anmeldebe-

stätigung / Rechnung per E-Mail. Klicken Sie gern hier 

und gelangen Sie direkt zu unserer Seminarübersicht. 

Seminarangebot 2026 

  

22.04.2026	 1.   Quotenvorrecht 

	 2.   Beweis ohne zu beweisen

	 Referent: Michael Kleinekorte, Rechtsanwalt 

	 Anerkennung für Versicherungsrecht und Verkehrsrecht

24.04.2026	 Aktuelle Immobilienbesteuerung 2026

	 Referent: Rudolf Jung, Steueramtsrat i.R. und Dipl. Finanzwirt

	 Anerkennung für Steuerrecht und Miet- und WEG-Recht

06.05.2026	 Teil 1:  Entgelt ohne Leistung – 

	 Aktuelles zu Annahmeverzugslohn und Entgeltfortzahlung 

	 Teil 2:   Die krankheitsbedingte Kündigung

	 Referentin: Frau Dr. Schulze-Zumkley; Fachanwältin für Arbeitsrecht

	 Anerkennung für Arbeitsrecht

08.05.2026	 Kriminaltechnische Beweisführung im Strafverfahren

	 Referent: Prof. Dr. Ralf Neuhaus, Fachanwalt für Strafrecht

	 Anerkennung für Strafrecht

05.06.2026	 Aktuelle sozialrechtliche Fragestellungen

	 Referent: Prof. Dipl. theol. Tobias Noll, Rechtsanwalt,  

	 Fachanwalt für Sozialrecht, Strafrecht und Arbeitsrecht, Mediator		

	 Anerkennung für Sozialrecht

19.06.2026	 KI-Kompetenz für Arbeitsrecht und Familienrecht

	 Rechtsanwalt Tom Brägelmann, LL.M.

	 Anerkennung für 2 Zeitstunden Familienrecht und  

	 2 Zeitstunden für Arbeitsrecht  ⏵
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24.06.2026	 Schnittstellen des Familienrechts zum Sozial-, Steuer- und Versicherungsrecht

	 Referentin: Frau Dr. h.c. Edith Kindermann, Rechtsanwältin und Notarin, 	

	 Fachanwältin für Familienrecht

	 Anerkennung für Familienrecht, Sozialrecht, Steuerrecht und 

	 Versicherungsrecht

11.09.2026	 Forensische Vernehmung  

	 Teil 2: Die Berichtsperson

	 Referent: Bertil Jakobson, Rechtsanwalt; Fachanwalt für Strafrecht

	 Anerkennung für Strafrecht

18.09.2026	 Fallstricke beim Gestalten von Arbeitsverträgen

	 Referent: Alexander Hirschmann; Rechtsanwalt und Mediator

	 Anerkennung für Arbeitsrecht

25.09.2026	 Kapitalmaßnahmen und Formwechsel bei der GmbH und der „kleinen“ AG 

	 im Inland sowie mit Auslandsbezügen

	 Referent: Dr. Dr. Christian Schulte; Richter am AG Charlottenburg,  

	 Hochschuldozent, HWR-Berlin

	 Anerkennung für Handels- und Gesellschaftsrecht,  

	 internationales Wirtschaftsrecht, Bank- und Kapitalmarktrecht

02.10.2026	 Aktuelle Entwicklungen im Steuerstrafrecht

	 Referent: Prof. Dr. Christian Haumann; Steuerberater und Mediator  

	 und Arne Rettke; Staatsanwalt

	 Anerkennung für Strafrecht und Steuerrecht

09.10.2026	 Aktuelles zum Unterhalts- und Verfahrensrecht

	 Referent: Prof. Dr. Alexander Schwonberg; Vorsitzender Richter am OLG Celle

	 Anerkennung für Familienrecht

28.10.2026	 Update Wohnungseigentumsrecht für die anwaltliche Praxis und  

	 Neues zum Heizungsgesetz

	 Referent: Dr. Matthias Löffler; Richter am AG Hannover

	 Anerkennung für Miet- und WEG-Recht

30.10.2026	 Querbeet durch das Kfz-Verkehrsstrafrecht,  

	 das Kfz-Ordnungswidrigkeitenrecht und insbesondere Fragen 

	 rund um das Cannabis und die MPU:  

	 Ein Überblick über die Rechtsprechung der vergangenen Jahre bis 2026

	 Referent: Bernd Schöning, Rechtsanwalt; Fachanwalt für Verkehrsrecht

	 Anerkennung für Verkehrsrecht und Strafrecht

06.11.2026	 Insolvenzrecht für Erbrechtler

	 Referent: Christian Weiß; Rechtsanwalt/Fachanwalt  

	 für Insolvenz- und Sanierungsrecht / Zert. Testamentsvollstrecker (AGT)

	 Anerkennung für Insolvenzrecht und Erbrecht  ⏵  
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Online-Seminar

11.11.2026	 Mehr als ein Jahr E-Rechnung –  

	 Wie setzen Anwaltskanzleien die Anforderungen um und was kommt 2027?

	 Referent: Michael Weber-Blank, NLP M.; Fachanwalt für Steuerrecht  

	 und  Strafrecht, Zertifizierter Compliance Officer und Wirtschaftsmediator, 	

	 Hannover

	 Anerkennung für Steuerrecht

27.11.2026	 Jahresupdate 2026 für die anwaltliche Praxis

	 Referenten: Wilhelm Mestwerdt; Präsident des Landesarbeitsgerichts 

	 Niedersachsen und Dr. Steffen Lieske; Vorsitzender Richter am  

	 Landesarbeitsgericht Niedersachsen

	 Anerkennung für Arbeitsrecht

04.12.2026	 1.  �§ 1375 Abs. 2 BGB und andere illoyale Vermögensverfügungen  

	über das Endvermögen; 

	 2.  �Schuldenhaftung bei Trennung und Scheidung 

Referent: Dr. Thomas Herr; Rechtsanwalt und Fachanwalt  

Familienrecht i. R.

	 Anerkennung für Familienrecht   
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Berlin, 12.02.2026  |  Rechtsanwältin Kristina Trierweiler

„Stage International“ der Pariser Anwaltskammer

Ausbildungsprogramm für junge französischsprachige Rechtsanwälte

Jedes Jahr empfängt die Pariser Anwaltskammer im 

Rahmen des Programms „Stage international“ im Ok-

tober und November 30 junge französischsprachige 

Anwälte (bis 40 Jahre) aus allen Kontinenten, die sich 

mit dem französischen Recht vertraut machen und den 

Alltag einer Anwaltskanzlei in Paris kennenlernen möch-

ten. Bereits seit 1991 organisiert die Kammer dieses 

Ausbildungsprogramm in Zusammenarbeit mit der Be-

rufsschule der Anwaltskammern des Berufungsgerichts 

von Paris (EFB).

Das „Internationale Praktikum” bietet die Gelegenheit, 

die Rechtsvergleichung zu fördern und internationale 

Brücken zu schlagen. Das Programm wird von zahlrei-

chen französischen Botschaften im Ausland unterstützt 

und in Zusammenarbeit mit europäischen und interna-

tionalen Anwaltskammern sowie zahlreichen französi-

schen Institutionen organisiert.

Diese Initiative bietet die Möglichkeit, ein dauerhaftes 

berufliches und freundschaftliches Netzwerk zwischen 

jungen Kolleginnen und Kollegen mit unterschiedlichem 

Hintergrund sowie mit den Partnerinstitutionen und 

Anwaltskanzleien aufzubauen.

Die Mitgliedschaft in einer ausländischen Rechtsan-

waltskammer muss nachgewiesen werden. Notwendig 

sind zudem Französischkenntnisse, um eine juristische 

Ausbildung in französischer Sprache zu absolvieren und 

während des Praktikums in einer Kanzlei kommunizie-

ren zu können.

Das Programm richtet sich an praktizierende Anwälte. 

Studierende und Rechtsreferendare können sich nicht 

für dieses Programm bewerben.

Der Unterricht ist kostenlos, die Ausbildung wird von 

der Anwaltskammer Paris und der Ecole de Formation 

du Barreau finanziert, jedoch müssen die Teilnehmer die 

Reise- und Aufenthaltskosten für zwei Monate in Paris 

selbst tragen, teilweise gibt es Unterstützung durch 

Botschaften oder Stipendien. Der ausgewählte Kandi-

dat muss auch selbst für eine Unterkunft in Paris sorgen.

Bewerbungen sind bis zum 03.04.2026  

über diese Website möglich:

https://www.avocatparis.org/stage-international

Dort finden Sie viele weitere Informationen  

und FAQs. Etwaige Rückfragen sind an 

stateinternational@avocatparis.org 

zu richten.   
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Zwölftes Europarechtliches Symposion am 11. und 12. Juni 2026 
beim Bundesarbeitsgericht 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Bundesarbeitsgericht und der Deutsche Arbeitsgerichtsverband e. V. ver-

anstalten am 11. und 12. Juni 2026 zum Zwölften Mal ein Europarechtliches 

Symposion im Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Mit der Veranstaltung wird eine 

im Jahr 1995 gegründete Tradition fortgesetzt, aktuelle Rechtsfragen des Uni-

onsrechts mit arbeitsrechtlichem Bezug zu diskutieren. 

 

Zu dieser Veranstaltung lade ich Sie herzlich ein. Auf der Homepage des Bun-

desarbeitsgerichts unter www.bundesarbeitsgericht.de finden Sie neben dem 

Programm auch ein Anmeldeformular. Ich würde mich freuen, wenn Angehö-

rige Ihrer Kammer an dem Symposion teilnehmen könnten. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 
Inken Gallner 
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12. Europarechtliches Symposion  
am 11. und 12. Juni 2026 beim Bundesarbeitsgericht

Das Bundesarbeitsgericht veranstaltet gemeinsam mit 

dem Deutschen Arbeitsgerichtsverband e. V. am 11. 

und 12. Juni 2026 zum 12. Mal ein Europarechtliches 

Symposion.

Generalthemen sind das Zusammenwirken in der 

Rechtsgemeinschaft der Europäischen Union und das 

Ineinandergreifen von Verfassungs- und Arbeitsrecht 

in Deutschland und der Europäischen Union.

Die beiden Festvorträge werden Herr Vizepräsident 

des Gerichtshofs der Europäischen Union Prof. Dres. 

Thomas von Danwitz und Herr Richter des Bundes-

verfassungsgerichts Prof. Dr. Martin Eifert, LL.M. (Ber-

keley), halten.

Daran anschließend werden ausgewählte Fragen des 

europäischen Arbeitsrechts im Spannungsfeld zwischen 

Vertiefung und Subsidiarität behandelt. Dazu werden 

sich Frau Fachanwältin für Arbeitsrecht Dr. Nathalie 

Oberthür und Herr Fachanwalt für Arbeitsrecht Prof. 

Dr. Stefan Lunk in einem moderierten Gespräch aus-

tauschen. Herr Prof. Dr. Adam Sagan, MJur (Oxon), wird 

in einem Fachvortrag Fragen der Entgeltgleichheit und 

Entgelttransparenz beleuchten.

Zu der Rolle der Sozialpartner in der Rechtsgemein-

schaft der Europäischen Union werden die Leiterin 

des Gewerkschaftlichen Centrums für Revision und 

Europäisches Recht der DGB Rechtsschutz GmbH, 

Frau Angelika Kapeller, und der Leiter der Abteilung 

EU, Internationales, Wirtschaft der Bundesvereinigung 

der Deutschen Arbeitgeberverbände BDA, Herr Arne 

Franke, sprechen. Diese beiden Vortragenden werden 

danach in einem erweiterten und moderierten Podiums-

gespräch mit der Leiterin der Abteilung Recht und Viel-

falt des DGB-Bundesvorstands, Frau Isabel Eder, und 

dem Leiter der Abteilung Arbeitsrecht und Tarifpolitik 

der BDA, Herrn Geschäftsführer Roland Wolf, über das 

Wirken der Sozialpartner auf den Ebenen der Mitglied-

staaten und der Europäischen Union diskutieren.

Herr Dr. Samuel Miner, Institut für Zeitgeschichte, wird 

am Ende der Tagung über den Stand des Forschungsvor-

habens Geschichte des Bundesarbeitsgerichts referieren.

Am Abend des ersten Tags des Symposions findet das tradi-

tionelle festliche Abendessen im Kaisersaal zu Erfurt statt.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Europarechtli-

chen Symposions können eine Bescheinigung über zehn 

Zeitstunden nach § 15 FAO erhalten. Konferenzsprache 

ist Deutsch. Veranstaltungsort ist das Bundesarbeitsge-

richt in Erfurt.

Die Möglichkeit sich anzumelden, finden Sie unter

https://www.bag-symposion.de/anmeldung/.  ⏵

https://www.bag-symposion.de/anmeldung/
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Zwölftes Europarechtliches Symposion am 11. und 12. Juni 2026 
beim Bundesarbeitsgericht 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Bundesarbeitsgericht und der Deutsche Arbeitsgerichtsverband e. V. ver-

anstalten am 11. und 12. Juni 2026 zum Zwölften Mal ein Europarechtliches 

Symposion im Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Mit der Veranstaltung wird eine 

im Jahr 1995 gegründete Tradition fortgesetzt, aktuelle Rechtsfragen des Uni-

onsrechts mit arbeitsrechtlichem Bezug zu diskutieren. 

 

Zu dieser Veranstaltung lade ich Sie herzlich ein. Auf der Homepage des Bun-

desarbeitsgerichts unter www.bundesarbeitsgericht.de finden Sie neben dem 

Programm auch ein Anmeldeformular. Ich würde mich freuen, wenn Angehö-

rige Ihrer Kammer an dem Symposion teilnehmen könnten. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 
Inken Gallner 
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Programmablauf

„Europäischer Gerichtsverbund –  
Verfassungsrecht in Deutschland und Europa“

Donnerstag, 11. Juni 2026

10:30 Uhr	� Begrüßung der Teilnehmerinnen  

und Teilnehmer

	 Inken Gallner, Präsidentin  

	 des Bundesarbeitsgerichts

10:45 Uhr	 Grußwort

	 Mario Voigt, Ministerpräsident  

	 des Freistaats Thüringen

10:55 Uhr	 Festvortrag

	 Referent Prof. Dr. Thomas von Danwitz

	 Vizepräsident des Gerichtshofs  

	 der Europäischen Union

11:40 Uhr	 Diskussion

	 Moderation Sascha Pessinger

	 Richter am Bundesarbeitsgericht

12:10 Uhr	 Festvortrag

	 Referent Prof. Dr. Martin Eifert, LL.M. 	

	 (Berkley), Richter des Bundes- 

	 verfassungsgerichts

12:55 Uhr	 Diskussion

	 Moderation Dr. Fabian Pulz

	 Richter am Bundesarbeitsgericht

13:25 Uhr	 Mittagspause

14:30 Uhr	 Diskussion Dr. Nathalie Oberthür, 		

	 Rechtsanwältin

	 Prof. Dr. Stefan Lunk, Rechtsanwalt

15:15 Uhr	 Diskussion

	 Moderation Dr. Bettina Bubach

	 Richterin am Bundesarbeitsgericht

15:45 Uhr	 Kaffeepause

16:15 Uhr	 Referent Prof. Dr. Adam Sagan

	 Universität Bayreuth

17:00 Uhr	 Diskussion

	 Moderation Matthias Waskow

	 Richter am Bundesarbeitsgericht

ca. 17:30 Uhr	Ende des ersten Konferenztags

19:30 Uhr	 Festliches Abendessen 

	 im Kaisersaal, Erfurt

Freitag, 12. Juni 2026

09:00 Uhr	 Referentin Angelika Kapeller

	 DGB Rechtsschutz GmbH, Leiterin  

	 des Gewerkschaftlichen Centrums  

	 für Revision und Europäisches Recht

09:45 Uhr	 Referent Arne Franke

	 BDA, Abteilungsleiter EU,  

	 Internationales, Wirtschaft

	 Anmoderation jeweils durch

	 Prof. Dr. Sebastian Roloff

	 Richter am Bundesarbeitsgericht

10:30 Uhr	 Kaffeepause

11:00 Uhr	 Podiumsdiskussion zwischen

	 Isabel Eder;  DGB Bundesvorstand, 		

	 Abteilungsleiterin Recht und Vielfalt 

	 Referentin Angelika Kapeller

	 DGB Rechtsschutz GmbH, Leiterin des 	

	 Gewerkschaftlichen Centrums für  

	 Revision und Europäisches Recht

	 Referent Arne Franke; BDA, 

	 Abteilungsleiter EU, Internationales, 		

	 Wirtschaft

	 Roland Wolf, BDA, Abteilungsleiter 		

	 Arbeitsrecht und Tarifpolitik

	 Moderation N.N.

12:00 Uhr	 Referent Dr. Samuel Miner

	 Institut für Zeitgeschichte,

	 „Stand des Forschungsvorhabens –  

	 Geschichte des Bundesarbeitsgerichts“

12:40 Uhr	 Schlusswort

	 Dr. Holger Schrade, Präsident des 

	 Landesarbeitsgerichts Hamm und des

	 Deutschen Arbeitsgerichtsverbands e.V.

13:00 Uhr	 Ende der Konferenz   
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Der traditionsrei-

che Kommentar 

zum Allgemeinen 

G l e i c h b e h a n d lungs-

gesetz von Schleuse-

ner | Suckow | Thieken 

erscheint nunmehr in 

seiner 7. Auflage und 

unterstreicht damit 

seine Position als eines 

der maßgeblichen Stan- 

dardwerke im deut-

schen Antidiskriminie-

rungsrecht. Das Auto-

renteam, bestehend aus ausgewiesenen Experten der 

arbeitsrechtlichen Praxis und Wissenschaft, hat das 

Werk konsequent an die dynamische Rechtsentwick-

lung der vergangenen Jahre angepasst.

Konzeption und methodischer Ansatz
 

Das Werk besticht durch seinen systematischen Auf-

bau, der sich eng am Gesetzestext orientiert. Jeder 

Paragraph wird zunächst in seinem historischen und 

europarechtlichen Kontext verortet, bevor eine detail-

lierte Einzelkommentierung erfolgt. Besonders hervor-

zuheben ist die konsequente Verzahnung von nationa-

lem Recht und Unionsrecht, die sich durch das gesamte 

Werk zieht und dem besonderen Charakter des AGG als 

Umsetzungsgesetz europäischer Antidiskriminierungs-

richtlinien gerecht wird.

 

Ein Alleinstellungsmerkmal dieses Kommentars ist die 

innovative Darstellung der Beweislastumkehr nach § 22 

AGG. Die Autoren haben hier ein eigenes Prüfungssche-

ma entwickelt, das die komplexen Anforderungen an die 

Glaubhaftmachung einer Diskriminierung in klaren, pra-

xistauglichen Schritten strukturiert. Diese methodische 

Neuerung erleichtert es Praktikern erheblich, die oft 

schwierige Beweissituation in AGG-Verfahren zu be-

wältigen.

 
Besondere Stärken der Neuauflage
 

Die 7. Auflage zeichnet sich durch mehrere bemerkens-

werte Innovationen aus:

 

•	 Umfassende Digitalisierungsaspekte

Erstmals wird systematisch auf die diskriminierungs-

rechtlichen Herausforderungen des digitalen Wandels 

eingegangen. Die Kommentierung zu § 3 AGG enthält 

nun einen eigenen Abschnitt zu algorithmischer Diskri-

minierung und KI-basierten Auswahlverfahren – ein The-

ma, das in der Praxis zunehmend an Relevanz gewinnt.

 

•	 Intersektionalität

Die Autoren haben das komplexe Phänomen der Mehr-

fachdiskriminierung systematisch aufgearbeitet. Insbe-

sondere zu § 1 AGG findet sich eine fundierte Darstel-

lung, wie sich verschiedene Diskriminierungsmerkmale 

überlagern können und welche rechtlichen Konsequen-

zen sich daraus ergeben.

 

•	 Betriebsverfassungsrechtliche Bezüge

Ein weiteres Distinktionsmerkmal ist die durchgängige 

Berücksichtigung betriebsverfassungsrechtlicher As-

pekte. Die Kommentierung zeigt präzise auf, wie sich 

die Rechte der Betriebsräte nach dem BetrVG mit den 

AGG-Bestimmungen verzahnen, etwa bei der Überwa-

chung der Einhaltung von Beschäftigungsförderungs-

pflichten.  ⏵

7. Auflage | Luchterhand Verlag, 2024 | 1.247 Seiten | 149,00 €

Schleusener | Suckow | Thieken 
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Kommentar 

Rechtsanwalt Paul-Marten Seekamp, Göttingen  

17⬅Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 |  2026

Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinder-

te Menschen (bvkm) hat seinen bewährten Rechtsrat-

geber „Vererben zugunsten von Menschen mit Behin-

derung“ aktualisiert. Ausführlich wird in dem Ratgeber 

erläutert, welche erb- und sozialhilferechtlichen Aspek-

te bei der Gestaltung eines sogenannten Behinderten-

testaments zu beachten sind. 

Das zentrale Element des Behindertentestaments ist 

die Testamentsvollstreckung. Sehr detailliert geht der 

Ratgeber deshalb darauf ein, welche Personen als Testa-

mentsvollstrecker in Frage kommen und unter welchen 

Voraussetzungen ein nichtbehindertes Geschwister-

kind zugleich rechtlicher Betreuer und Testamentsvoll-

strecker sein kann. Anhand eines konkreten Beispiels 

werden die Regelungen, die in einem Behindertentesta-

ment zu treffen sind, verdeutlicht. 

Mit Hilfe eines Behindertentestaments können Eltern 

ihrem behinderten Kind finanzielle MiLel zukommen 

lassen, mit denen es zum Beispiel medizinische Leistun-

gen  bezahlen oder sich an seinem Geburtstag Wünsche 

erfüllen kann. Möglich ist dies durch eine erbrechtliche 

Gestaltung, die den Zugriff des Sozialamts auf die  Erb-

schaQ verhindert.  

Mitautor des nunmehr bereits in der 9. Auflage erschie-

nen Rechtsratgebers ist der Notar und Fachanwalt für 

Erbrecht Dr. Björn Winkler aus Bremen. Er berät bereits  

seit vielen Jahren Eltern von Kindern mit Behinderung 

zum Behindertentestament und ist daher ein ausgewie-

sener Experte auf diesem Gebiet.  

Der Ratgeber steht im Internet als Download unter 

www.bvkm.de in der Rubrik „Recht & Ratgeber“ kosten-

los zur Verfügung. Er kann außerdem als Druckversion  

zum Preis von 1,50 Euro (Mitglieder) bzw. 2 Euro (Nicht-

mitglieder) im Webshop des bvkm bestellt werden.  

Weiterführende Informationen
 

Online-Veranstaltung: Am 11. März 2025 bietet der 

bvkm von 20 bis 22 Uhr eine kostenlose Info-Veran-

staltung zum Behindertentestament an. Sie richtet sich 

gezielt an Eltern von Kindern mit Behinderung. Zur An-

meldung  geht es hier.  

Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehin-

derte Menschen e.V. (bvkm) ist der größte Selbsthilfe- 

und Fachverband für körper- und mehrfachbehinderte  

Menschen und ihre Angehörigen in Deutschland. In 

über 280 Mitgliedsorganisationen sind 27.000 Familien 

organisiert. www.bvkm.de    

Diese Veranstaltung ist inzwischen leider ausgebucht.

Düsseldorf, 16.01.2025   |   Susanne Ellert

Vererben zugunsten von Menschen mit Behinderung

bvkm aktualisiert Ratgeber zum Behindertentestament

PRESSEMITTEILUNG 
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Vererben zugunsten  
von Menschen mit Behinderung 
bvkm aktualisiert Ratgeber zum Behindertentestament 

Düsseldorf, 16. Januar 2025. Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehin-
derte Menschen (bvkm) hat seinen bewährten Rechtsratgeber „Vererben zu-
gunsten von Menschen mit Behinderung“ aktualisiert. Ausführlich wird in dem 
Ratgeber erläutert, welche erb- und sozialhilferechtlichen Aspekte bei der Ge-
staltung eines sogenannten Behindertentestaments zu beachten sind.    

Das zentrale Element des Behindertentestaments ist die Testamentsvollstreckung. 
Sehr detailliert geht der Ratgeber deshalb darauf ein, welche Personen als Testa-
mentsvollstrecker in Frage kommen und unter welchen Voraussetzungen ein nicht-
behindertes Geschwisterkind zugleich rechtlicher Betreuer und Testamentsvoll-
strecker sein kann. Anhand eines konkreten Beispiels werden die Regelungen, die 
in einem Behindertentestament zu treffen sind, verdeutlicht. 

Mit Hilfe eines Behindertentestaments können Eltern ihrem behinderten Kind fi-
nanzielle MiLel zukommen lassen, mit denen es zum Beispiel medizinische Leis-
tungen bezahlen oder sich an seinem Geburtstag Wünsche erfüllen kann. Möglich 
ist dies durch eine erbrechtliche Gestaltung, die den Zugriff des Sozialamts auf die 
ErbschaQ verhindert. 

Mitautor des nunmehr bereits in der 9. Auflage erschienen Rechtsratgebers ist der 
Notar und Fachanwalt für Erbrecht Dr. Björn Winkler aus Bremen. Er berät bereits 
seit vielen Jahren Eltern von Kindern mit Behinderung zum Behindertentestament 
und ist daher ein ausgewiesener Experte auf diesem Gebiet.  

Der Ratgeber steht im Internet als Download unter www.bvkm.de in der Rubrik 
„Recht & Ratgeber“ kostenlos zur Verfügung. Er kann außerdem als Druckversion 
zum Preis von 1,50 Euro (Mitglieder) bzw. 2 Euro (Nichtmitglieder) im Webshop 
des bvkm bestellt werden. 

Pressemitteilungen 

Wolters Kluwer Luchterhand

Rezension
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Praxisrelevanz und Rechtsprechungsauswertung

Die Stärke des Werkes liegt in der minutiösen Aus-

wertung der höchstrichterlichen Rechtsprechung. Be-

sonders beeindruckend ist die Systematisierung der 

BAG-Rechtsprechung zur Entschädigung nach § 15 AGG.

Die Autoren haben die bislang unübersichtliche Kasuis-

tik des Bundesarbeitsgerichts zu Entschädigungshöhen 

in übersichtlichen Tabellen zusammengefasst und dabei 

Bewertungsfaktoren herausgearbeitet, die eine prog-

nostische Einschätzung ermöglichen.

Ein praktischer Mehrwert sind die zahlreichen Formulie-

rungsvorschläge für Stellenausschreibungen, Betriebs- 

vereinbarungen und arbeitsvertragliche Klauseln, die 

AGG-konform gestaltet sind. Diese praxisorientierten 

Hilfestellungen sucht man in vergleichbaren Kommen-

taren oft vergeblich.

Grenzen und kritische Würdigung

Der arbeitsrechtliche Schwerpunkt des Kommentars 

führt zwangsläufig dazu, dass zivilrechtliche Anwen-

dungsbereiche des AGG weniger ausführlich behandelt 

werden. Dies betrifft insbesondere die §§ 19 ff. AGG 

zum Schutz vor Diskriminierung im Geschäftsverkehr. 

Hier hätte eine stärkere Gewichtung dem universellen 

Anspruch des Gesetzes besser entsprochen.

Auch die internationale Dimension könnte ausgepräg-

ter sein. Während die EuGH-Rechtsprechung umfas-

send berücksichtigt wird, bleiben rechtsvergleichende 

Aspekte und die Rechtsprechung des EGMR eher rand-

ständig behandelt.

Fazit und Empfehlung

Der Schleusener | Suckow | Thieken  in der 7. Auflage 

setzt neue Maßstäbe in der AGG-Kommentierung. Das 

Werk verbindet wissenschaftliche Exzellenz mit außer-

gewöhnlicher Praxistauglichkeit und bietet mit seinen 

methodischen Innovationen echte Mehrwerte gegen-

über der Konkurrenz. Für Arbeitsrechtler, Personalab-

teilungen und Betriebsräte ist es unverzichtbar, aber 

auch für Zivilrechtler bietet es trotz des arbeitsrechtli-

chen Schwerpunkts wertvolle Orientierung.

Das Preis-Leistungs-Verhältnis ist angesichts der Quali-

tät und des Umfangs angemessen. Der Kommentar ge-

hört in jede arbeitsrechtliche Bibliothek und wird auch 

in Zukunft den Standard in der AGG-Kommentierung 

prägen.    

Rezension
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Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinder-

te Menschen (bvkm) hat seinen bewährten Rechtsrat-

geber „Vererben zugunsten von Menschen mit Behin-

derung“ aktualisiert. Ausführlich wird in dem Ratgeber 

erläutert, welche erb- und sozialhilferechtlichen Aspek-

te bei der Gestaltung eines sogenannten Behinderten-

testaments zu beachten sind. 

Das zentrale Element des Behindertentestaments ist 

die Testamentsvollstreckung. Sehr detailliert geht der 

Ratgeber deshalb darauf ein, welche Personen als Testa-

mentsvollstrecker in Frage kommen und unter welchen 

Voraussetzungen ein nichtbehindertes Geschwister-

kind zugleich rechtlicher Betreuer und Testamentsvoll-

strecker sein kann. Anhand eines konkreten Beispiels 

werden die Regelungen, die in einem Behindertentesta-

ment zu treffen sind, verdeutlicht. 

Mit Hilfe eines Behindertentestaments können Eltern 

ihrem behinderten Kind finanzielle MiLel zukommen 

lassen, mit denen es zum Beispiel medizinische Leistun-

gen  bezahlen oder sich an seinem Geburtstag Wünsche 

erfüllen kann. Möglich ist dies durch eine erbrechtliche 

Gestaltung, die den Zugriff des Sozialamts auf die  Erb-

schaQ verhindert.  

Mitautor des nunmehr bereits in der 9. Auflage erschie-

nen Rechtsratgebers ist der Notar und Fachanwalt für 

Erbrecht Dr. Björn Winkler aus Bremen. Er berät bereits  

seit vielen Jahren Eltern von Kindern mit Behinderung 

zum Behindertentestament und ist daher ein ausgewie-

sener Experte auf diesem Gebiet.  

Der Ratgeber steht im Internet als Download unter 

www.bvkm.de in der Rubrik „Recht & Ratgeber“ kosten-

los zur Verfügung. Er kann außerdem als Druckversion  

zum Preis von 1,50 Euro (Mitglieder) bzw. 2 Euro (Nicht-

mitglieder) im Webshop des bvkm bestellt werden.  

Weiterführende Informationen
 

Online-Veranstaltung: Am 11. März 2025 bietet der 

bvkm von 20 bis 22 Uhr eine kostenlose Info-Veran-

staltung zum Behindertentestament an. Sie richtet sich 

gezielt an Eltern von Kindern mit Behinderung. Zur An-

meldung  geht es hier.  

Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehin-

derte Menschen e.V. (bvkm) ist der größte Selbsthilfe- 

und Fachverband für körper- und mehrfachbehinderte  

Menschen und ihre Angehörigen in Deutschland. In 

über 280 Mitgliedsorganisationen sind 27.000 Familien 

organisiert. www.bvkm.de    

Diese Veranstaltung ist inzwischen leider ausgebucht.

Düsseldorf, 16.01.2025   |   Susanne Ellert

Vererben zugunsten von Menschen mit Behinderung

bvkm aktualisiert Ratgeber zum Behindertentestament
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Mit der 3. Auflage ihres 

Kommentars zum Bun-

desurlaubsgesetz legen 

Powietzka, Rolf und Yil-

dirim ein Werk vor, das 

den Paradigmenwech-

sel des Urlaubsrechts 

infolge der EuGH- und 

BAG-Rechtsprechung 

konsequent nachvoll-

zieht und für die an-

waltliche Praxis nutz-

bar aufbereitet. Der 

Kommentar reagiert 

damit auf einen Rechtsbereich, der in den vergangenen 

Jahren erheblich an Komplexität gewonnen hat und in 

der Beratung wie in der Prozessführung eine präzise 

dogmatische Einordnung verlangt.

Der Kommentar folgt der klassischen paragrafenwei-

sen Struktur des Gesetzes und ermöglicht so einen 

schnellen Zugriff auf die jeweils einschlägigen Normen. 

Sein besonderes Gewicht liegt auf der systematischen 

Durchdringung der unionsrechtlichen Überformung 

des nationalen Urlaubsrechts. Gerade in den zentralen 

Problemfeldern – Verfall und Verjährung von Urlaubs-

ansprüchen, Mitwirkungsobliegenheiten des Arbeit-

gebers sowie Übertragungszeiträume – überzeugt das 

Werk durch eine klare Herausarbeitung der Leitlinien 

der höchstrichterlichen Rechtsprechung.

Aus anwaltlicher Sicht besonders hervorzuheben ist, 

dass die Autoren die Rechtsprechung nicht lediglich re-

ferieren, sondern deren Konsequenzen für Anspruchs-

durchsetzung, Einwendungen und Darlegungslasten 

deutlich herausarbeiten. Die Kommentierung zeigt prä-

zise auf, an welchen Stellen sich Verteidigungsansätze 

für Arbeitgeber verengen und wo sich für Arbeitnehmer 

neue Anspruchspotenziale eröffnen. Damit bietet der 

Kommentar eine belastbare Grundlage sowohl für die 

Beratung als auch für die prozessuale Strategie.

Auch in angrenzenden Fragen – etwa zur Berechnung 

des Urlaubsentgelts, zur Behandlung von Resturlaubs-

ansprüchen oder zur Verzahnung des Urlaubsrechts mit 

Elternzeit, Teilzeit und kollektivrechtlichen Regelun-

gen – ist die Darstellung konsequent praxisorientiert. 

Die Ausführungen sind dabei so angelegt, dass sie sich 

unmittelbar in Schriftsätzen und Gutachten verwerten 

lassen. Querverweise und systematische Einordnungen 

erleichtern es, komplexe Fallgestaltungen rechtssicher 

zu erfassen.

Stilistisch zeichnet sich der Kommentar durch Präzi-

sion und juristische Klarheit aus. Die dichte Darstel-

lung unionsrechtlicher Fragen erfordert stellenweise 

erhöhte Aufmerksamkeit, bleibt jedoch insgesamt gut 

beherrschbar und spiegelt die tatsächliche Komplexität 

der Materie zutreffend wider.

Insgesamt erweist sich der Kommentar von Powietzka, 

Rolf und Yildirim in seiner 3. Auflage als ein ausgespro-

chen praxisrelevantes Arbeitsmittel für Rechtsanwälte 

im Arbeitsrecht. Er verbindet dogmatische Stringenz 

mit konkretem Nutzen für Beratung und Prozessfüh-

rung und empfiehlt sich insbesondere für diejenigen, die 

Mandanten im Bereich des Urlaubsrechts rechtssicher 

durch ein unionsrechtlich geprägtes und fortlaufend 

fortentwickeltes Normengefüge begleiten müssen.   

Powietzka | Rolf | Yildirim 
Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) 

Kommentar

Rechtsanwalt Paul-Marten Seekamp, Göttingen 
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